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Netzzugang

1 Störung, Einschränkung und Unterbrechung des Netzzugangs 

1.1 Der Vertrag kommt durch Bestätigung des Lieferanten in Textform 
unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der 
tatsächliche Lieferbeginn hängt davon ab, dass alle für die Beliefe-
rung notwendigen Maßnahmen (Kündigung des bisherigen Liefer-
vertrages etc.) erfolgt sind. Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf 

der Widerrufsfrist des Kunden gemäß §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 
Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert den Lieferanten hierzu 
ausdrücklich auf. 

1.2 Sollte der Netzbetreiber durch höhere Gewalt, Krieg, Arbeitskampf-
maßnahmen bei dem eigenen Unternehmen oder Zulieferbetrie-
ben, Beschädigungen von Übertragungs- oder Verteilungsanlagen, 
Maßnahmen nach §§ 13, 14 EnWG, Anordnungen von ho-her Hand 
oder durch Umstände, die abzuwenden nicht in seiner Macht liegen 

bzw. deren Abwendung mit einem angemessenen technischen und 
wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann und die nicht 
vom Netzbetreiber im Sinne der Ziffern 7 und 8 zu vertreten sind, 

gehindert sein, eine Entnahme von Elektrizität durch den Netznut-
zer zu gewährleisten, so ruhen die vertraglichen Verpflichtungen 
des Netzbetreibers, bis diese Umstände und deren Folgen beseitigt 

sind. In solchen Fällen kann der Netz-nutzer keine Entschädigung 
beanspruchen. Der Netzbetreiber wird in solchen Fällen mit allen 
angemessenen Mitteln dafür sorgen, dass er seinen vertraglichen 
Verpflichtungen sobald wie möglich wieder nachkommen kann. 

1.3 Der Netzbetreiber wird den Netznutzer über länger anhaltende Stö-
rungen unverzüglich in Textform informieren. 

1.4 Der Netzbetreiber ist berechtigt, Entnahmestellen vom Netz zu 
trennen und dadurch den Netzzugang insoweit zu unterbrechen o-
der einzuschränken, 

a) soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten, zur 
Vermeidung eines drohenden Netzzusammenbruchs oder 

zur Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für Personen o
der Anlagen erforderlich ist, 

b) um zu gewährleisten, dass Störungen anderer Netznutzer 

oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbe-
 treibers oder Dritter ausgeschlossen sind, oder 

c) wenn der Anschlussnutzer zustimmt. 

1.5 Der Netzbetreiber wird alle angemessenen Anstrengungen unter-
nehmen, um jede Unterbrechung, Einschränkung oder Unregelmä-

ßigkeit unverzüglich zu beheben. 

1.6 Der Netzbetreiber wird eine beabsichtigte Unterbrechung oder Ein-
schränkung des Netzzugangs rechtzeitig vor der Unterbrechung o-
der Einschränkung des Netzzugangs in geeigneter Weise bekannt 

geben, z. B. durch Veröffentlichung in regionalen Tageszeitungen, 
und den Netznutzer hiervon unterrichten. Bei kurzen Unterbre-
chungen ist er zur vorherigen Unterrichtung solcher Netznutzer ver-
pflichtet, die zur Vermeidung von Schäden auf eine ununterbro-

chene Stromzufuhr angewiesen sind und dies dem Netzbetreiber 
unter Angabe von Gründen schriftlich mitgeteilt haben oder sofern 
an der betroffenen Entnahmestelle im Jahr mind. 5 GWh bezogen 

werden. Eine Benachrichtigung kann entfallen, wenn die Unterrich-
tung: 

a) nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und der 
Netzbetreiber dies nicht zu vertreten hat, 

b) die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen 
verzögern würde. 

1.7 Der Netzbetreiber wird den Netznutzer – sofern er es verlangt hat 
– nachträglich über Unterbrechungen oder Störungen und deren 
Dauer sowie die betroffenen Netzgebiete in allgemeiner Form un-

terrichten, soweit und sobald dies dem Netzbetreiber möglich ist. 
Unterbleibt die Unterrichtung aus Gründen, die der Netzbetreiber 
zu vertreten hat, haftet er dem Netznutzer für kausal auf diesen 

Umstand zurückzuführende Schäden nur, wenn ihm Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit nachgewiesen werden kann. 

2 Entzug des Netzzugangs, Unterbrechung der Anschlussnutzung 

2.1 Der Netzbetreiber ist berechtigt, dem Netznutzer den Netzzugang – 
gegebenenfalls nur bezüglich einzelner hiervon betroffener Entnah-

mestellen des Netznutzers – zu entziehen, wenn die Voraussetzun-
gen nach § 16 Abs. 3 des diesen AGB zugrundeliegenden Vertrages 

vorliegen, die eine Kündigung des Netznutzungsvertrages rechtfer-

tigen würden.  

2.2 Der Netzbetreiber wird dem Netznutzer seine Absicht, den Netzzu-
gang einzustellen, vorab ankündigen.  

2.3 Der Entzug des Netzzugangs nach Ziffer 2.1 ist ausgeschlossen, 
wenn der Netznutzer unverzüglich nachweist, dass die Folgen – un-
ter Berücksichtigung gegebenenfalls geleisteter Vorauszahlungen 

oder Sicherheiten – außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhand-
lung stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass der Netznut-
zer seinen Verpflichtungen nachkommen wird.  

2.4 Der Netzbetreiber hat den Netzzugang unverzüglich wieder zu er-
möglichen bzw. die Unterbrechung der Anschlussnutzung unver-
züglich wieder aufzuheben, sobald die Gründe für die Einstellung 
bzw. Unterbrechung entfallen sind. Der Netzbetreiber kann die 
Wiederherstellung des Anschlusses und der Anschlussnutzung da-

von abhängig machen, dass der Netznutzer oder der Anschlussneh-
mer die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung des 
Netzzuganges ersetzt hat. Die Kosten können nach § 24 Abs. 5 NAV 

berechnet werden. Der Nachweis geringerer Kosten bleibt dem 
Netznutzer vorbehalten. 

Messstellenbetrieb und Messung 

Die Bedingungen dieses Abschnitts „Messstellenbetrieb und Messung“ re-
geln – mit Ausnahme von Ziffern 3.2 und 5 – den Fall, dass der Netzbetrei-
ber gemäß § 21b Abs. 1 EnWG verantwortlich für die Durchführung von 

Messstellenbetrieb und/oder Messung ist. Die Rechte des Anschlussnut-
zers, Anschlussnehmers und dritter Messstellenbetreiber und Messdienst-
leister aus § 21b EnWG und der MessZV sowie aus der Festlegung zur Stan-

dardisierung von Verträgen und Geschäftsprozessen im Bereich des Mess-
wesens (BK6-09-034) und etwaiger weiterer vollziehbarer Festlegungen der 
Regulierungsbehörden bleiben unberührt. 

3 Mess- und Steuereinrichtung 

3.1 Einbau, Betrieb und Wartung der Messeinrichtungen sowie die 
Messung der gelieferten Energie sind gemäß § 21b Abs. 1 EnWG 
grundsätzlich Aufgabe des Netzbetreibers; etwaige Rechte des An-
schlussnutzers und Anschlussnehmers gemäß § 21b Abs. 2, 3 und 5 

EnWG bleiben unberührt. 

3.2 Soweit und solange der Messstellenbetrieb oder die Messung be-
rechtigterweise durch einen Dritten vorgenommen werden, bleibt 
der Netzbetreiber zum Einbau, zum Betrieb und zur Wartung zu-
sätzlicher, eigener Messeinrichtungen sowie zu einer eigenen Mes-

sung berechtigt, es sei denn, dass dies dem Dritten oder dem An-
schlussnehmer bzw. -nutzer unzumutbar ist. Im Falle des Satzes 1 
sind die Messwerte des Dritten abrechnungsrelevant; die Pflicht 

des Netzbetreibers aus § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 MessZV bleibt unbe-
rührt. Der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber sowie die 
durch ihn vorgenommene Messung erfolgen in diesem Fall auf Kos-
ten des Netzbetreibers. 

3.3 Der Netzbetreiber stellt die vom Anschlussnutzer abgenommene 
Wirkarbeit/Wirkleistung und – sofern mit der vorhandenen techni-
schen Einrichtung möglich – Blindarbeit/Blindleistung durch Mess-
einrichtungen fest, die den eichrechtlichen Vorschriften entspre-

chen müssen und einen einwandfreien Messstellenbetrieb und 
Messung gewährleisten. Für die Bereitstellung von Blindenergie-
Lastgängen werden dem Netznutzer keine zusätzlichen Kosten in 
Rechnung gestellt. 

3.4 Der Netznutzer kann mit Einverständnis des Anschlussnutzers und 
gegebenenfalls des Anschlussnehmers auf eigene Kosten zusätzli-
che Messgeräte zur Überwachung der Entnahme installieren. Die 
Parteien werden sich hinsichtlich der technischen Vorgaben für das 

Messgerät abstimmen, insbesondere um sicherzustellen, dass an-
dere technische Geräte oder Einrichtungen des Netzbetreibers oder 
Dritter nicht gestört werden.  

3.5 Bei einer jährlichen Entnahme von bis zu 100.000 kWh an einer Ent-
nahmestelle findet gemäß § 10 Abs. 1 MessZV i.V.m. § 12 StromNZV 

das Standardlastprofilverfahren Anwendung, für das eine Messung 
zur Erfassung der entnommenen elektrischen Arbeit erforderlich 
ist. Eine etwaige zukünftige gesetzliche Verpflichtung zu einer Mes-

sung auf Grundlage von Zählerstandgängen bleibt hiervon unbe-
rührt. Auf Wunsch des Netznutzers wird der Netzbetreiber, sofern 
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er Messstellenbetreiber ist, (z. B. zur Fest-stellung der Vorausset-

zungen des § 2 Abs. 3 KAV in Verbindung mit § 2 Abs. 7 KAV) auch 
bei einer jährlichen Entnahme an einer Entnahmestelle von bis zu 
100.000 kWh eine Messeinrichtung zur viertelstündigen registrie-

renden Leistungsmessung einbauen, sofern sich der Netznutzer 
schriftlich zur Zahlung des damit verbundenen Mess- und Zäh-
lerentgelts nach dem jeweils gültigen, auf den Internetseiten des 

Netzbetreibers veröffentlichten Preisblatt bereit erklärt. § 10 Abs. 3 
MessZV bleibt unberührt. 

3.6 Findet nach diesen Bestimmungen kein Standardlastprofilverfahren 
Anwendung, erfolgt die Messung durch eine viertelstündige regist-
rierende Leistungsmessung. Das Gleiche gilt, wenn der Netznutzer 

eine solche Messung wünscht und daraufhin mit dem Netzbetreiber 
eine niedrigere Grenze vereinbart. Die Kosten für die Installation 
bzw. Deinstallation einer registrierenden ¼-h-Leistungsmessung 

trägt im letztgenannten Fall der Netznutzer, sofern es sich nicht um 
die erstmalige Installation einer Messeinrichtung handelt. Im Ein-
zelfall werden sich Netznutzer und Netzbetreiber über die Abwick-
lung verständigen. § 10 Abs. 3 MessZV bleibt unberührt. 

3.7 Soll die Messeinrichtung fernausgelesen werden, muss bei der be-
treffenden Entnahmestelle ein hierfür geeigneter Telekommunika-
tionsanschluss vom Netznutzer zur Verfügung gestellt werden. 
Steht der für eine Zählerfernauslesung benötigte Kommunikations-

anschluss nicht rechtzeitig vor Beginn der Netznutzung zur Verfü-
gung oder kann auf Grund örtlicher Gegebenheiten kein geeigneter 
Telekommunikationsanschluss beim Netznutzer eingerichtet wer-
den, erfolgt die Messwertauslesung bis zur Bereitstellung des Tele-

kommunikationsanschlusses – sofern technisch möglich und aus 
dem Netzanschlussverhältnis keine Hinderungsgründe bestehen – 
mittels GSM-Modem oder durch Auslesung vor Ort. Der Netznutzer 

trägt die hiermit verbundenen zusätzlichen Kosten. Verzögerungen, 
die der Netzbetreiber zu vertreten hat, gehen nicht zu Lasten des 
Netznutzers. Beide Vertragsparteien werden sich vor der manuellen 

Auslesung oder vor Einbau eines GSM-Modems verständigen. 

4 Überprüfung der Messeinrichtung 

Sofern der Netzbetreiber den Messstellenbetrieb durchführt, kann 
der Netznutzer jederzeit eine Nachprüfung der Messeinrichtung 
durch eine Befundprüfung nach § 32 Abs. 1, 1a und 3 der Eichord-

nung durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüf-
stelle im Sinne des § 2 Abs. 4 des Eichgesetzes verlangen. Stellt der 
Netznutzer den Antrag auf Nachprüfung nicht bei dem Netzbetrei-

ber, so hat er diesen zugleich mit der Antragstellung zu benachrich-
tigen. Ergibt die Befundprüfung, dass das Messgerät nicht verwen-
det werden darf, so trägt der Netzbetreiber die Kosten der Nach-
prüfung, sonst der Netznutzer. Die sonstigen Möglichkeiten zur 

Durchführung einer Befundprüfung nach § 32 Abs. 2 der Eichord-
nung bleiben unberührt. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, 
kann der Lieferant angemessene Maßnahmen zur Durchsetzung 

seiner Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant erneut zur Zah-
lung auf, stellt er dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten 
pauschal gemäß Ziffer Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefun-
den werden. in Rechnung.  Entstehen dem Lieferanten durch die 

Beauftragung eines Rechtsanwalts oder Inkassodienstleisters als 
Verzugsschaden i. S. v. § 288 BGB ersatzfähige Kosten, sind diese 
vom Kunden zu ersetzen.  Auf Verlangen des Kunden ist die Berech-

nungsgrundlage der Pauschale(n) nachzuweisen; die pauschale Be-
rechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach dem 
gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht überstei-

gen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten 
seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der 
Pauschale. 

5 Ablesung; Schätzung 

5.1 Die Ablesetermine werden vom Netzbetreiber unter Berücksichti-
gung der Vorgaben der GPKE festgelegt. Fordert der Netznutzer 
weitere Ablesungen, so sind diese dem Netzbetreiber nach den im 
jeweiligen, auf den Internetseiten des Netzbetreibers veröffentlich-

ten Preisblatt aufgeführten Konditionen gesondert zu vergüten.  

5.2 Solange der Beauftragte des Netzbetreibers die Räume des An-
schlussnutzers bzw. Anschlussnehmers nicht zum Zwecke der Able-
sung betreten kann oder der Anschlussnutzer einer Aufforderung 
zur Selbstablesung nicht Folge leistet, darf der Netzbetreiber die 

Entnahme im Wege der rechnerischen Abgrenzung ermitteln oder 
– sofern kein Ableseergebnis vorliegt – diese auf der Grundlage der 
letzten Ablesung schätzen. Hierbei sind die tatsächlichen Verhält-

nisse angemessen zu berücksichtigen. Gleiches gilt bei Ausfall oder 
Manipulation der Messeinrichtung. Falls beim Netznutzer entspre-
chende Ablesedaten vorliegen, soll der Netzbetreiber diese bei der 

Abrechnung verwenden, wenn sie rechtzeitig vorliegen und plausi-

bel sind, bevor er Daten aus einer rechnerischen Abgrenzung her-
anzieht.  

6 Fehler der Messeinrichtung oder der Abrechnung 

6.1 Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der 
eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen und ist die Größe des Feh-
lers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung 
nicht an, so ermittelt der Netzbetreiber die Daten für die Zeit seit 

der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnittsverbrauch 
des ihr vorhergehenden und des der Beseitigung des Fehlers nach-
folgenden Ablesezeitraums oder aufgrund des Vorjahreswertes 
durch rechnerische Abgrenzung oder Schätzung, so-weit aus Paral-

lelmessungen vorhandene Messwerte keine ausreichende Verläss-
lichkeit bieten. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen ver-
brauchsabhängigen Arbeitspreis in der sich aus dem beigefügten 

Auftragsformular ergebenden Höhe. Diese werden auf Grundlage 
der Kosten kalkuliert, die für die Belieferung aller Kunden in diesem 
Tarif anfallen. Sie enthalten folgende Kosten: Kosten für Energiebe-
schaffung und Vertrieb, die Kosten für Messstellenbetrieb  – soweit 

diese Kosten dem Lieferanten vom Messstellenbetreiber in Rech-
nung gestellt werden – die aus dem EEG folgenden Belastungen, das 
an den Netzbetreiber abzuführende Netzentgelt, die vom Netzbe-

treiber erhobene Umlage nach dem KWKG, die Umlage nach § 19 
Abs. 2 StromNEV, die Offshore-Netzumlage  nach § 17f Abs. 5 
EnWG, die abLa-Umlage nach § 18 Abs. 1 AbLaV, die Stromsteuer  

sowie die Konzessionsabgaben. Der Lieferant ist berechtigt, mit 
grundzuständigen Messstellenbetreibern Vereinbarungen zur Ab-
rechnung der Entgelte für den Messstellenbetrieb mit intelligenten 
Messsystemen und modernen Messeinrichtungen zu treffen, wo-

nach der grundzuständige Messstellenbetreiber gegenüber dem 
Lieferanten abrechnet, soweit der Lieferant sicherstellt, dass eine 
zusätzliche Inanspruchnahme des Kunden für diese Entgelte durch 

den grundzuständigen Messstellenbetreiber ausgeschlossen ist. 

6.2 Ansprüche auf Grund von Fehlern der Messeinrichtungen oder der 
Abrechnung sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehen-
den Ablesezeitraum beschränkt, es sein denn, die Auswirkung des 
Fehlers kann über einen größeren Zeitraum festgestellt werden; in 

diesem Fall ist der Anspruch auf den Zeitraum seit Vertragsbeginn, 
längstens auf drei Jahre beschränkt. Zusätzlich fällt auf die Preisbe-
standteile nach Ziffern 6.2.und 6.3. die Umsatzsteuer in der jeweils 

geltenden Höhe an. Die derzeitige Höhe der Umsatzsteuer ergibt 
sich aus dem Auftragsformular.  

Haftung 

7 Haftung für Schäden aus Unterbrechungen oder Unregelmäßigkei-
ten des Netzzugangs 

7.1 Der Netzbetreiber haftet gegenüber dem Netznutzer für Schäden, 
die ihm durch eine Unterbrechung oder durch Unregelmäßigkeiten 
der Anschlussnutzung oder des Netzzugangs entstehen, entspre-
chend § 18 NAV.  

7.2 § 13 Abs. 4 und § 14 Abs. 1 Satz 1 EnWG bleiben unberührt. 

7.3 Vorgenannte Haftungsbegrenzungen und -ausschlüsse gelten auch 
für Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen des Netzbetreibers und für 

die Haftung des Netznutzers und seiner Erfüllungs- und Verrich-
tungsgehilfen gegenüber dem Netzbetreiber. 

8 Haftung in sonstigen Fällen 

8.1 In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie 
ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verur-
sachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde; dies gilt 
nicht bei 

a) Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit, 

b) der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, 
d. h. solcher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 

Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig ver-

 trauen darf (sog. Kardinalpflichten). 

8.2 Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche 
auf anderen Umständen als Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit be-

ruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haf-
tende Partei bei Abschluss des jeweiligen Vertrages als mögliche 
Folge der Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berück-

sichtigung der Umstände, die er kannte oder kennen musste, hätte 
voraussehen müssen. Gleiches gilt bei grob fahrlässigem Verhalten 
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einfacher Erfüllungsgehilfen (nichtleitende Angestellte) außerhalb 

des Bereichs der wesentlichen Vertragspflichten sowie der Lebens-
Körper- oder Gesundheitsschäden.   

8.3 Die Ersatzpflicht nach dem Haftpflichtgesetz wegen Sachschäden ist 
gegenüber einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, einem 

öffentlich-rechtlichen Sondervermögen oder einem Kaufmann aus-
geschlossen.  

8.4 Der Geschädigte hat der anderen Vertragspartei einen Schaden un-
verzüglich mitzuteilen.  

9 Datenschutz 

9.1 Die Parteien sind berechtigt, in dem für die Vertragsabwicklung not-
wendigen Umfang Abrechnungs- und Vertragsdaten an Dritte wei-
ter zu geben. 

9.2 Die für die Abrechnung oder sonstige Abwicklung nach dem Netz-
nutzungsvertrag einschließlich dieser AGB sowie der weiteren Anla-

gen nötigen Daten werden entsprechend den Bestimmungen des 
Bundesdatenschutzgesetzes sowie des § 6a EnWG verarbeitet und 
genutzt. 

10 Anpassung des Vertrages oder dieser Bedingungen 

10.1 Die Regelungen des „Netznutzungsvertrages Kunde“ einschließlich 
dieser AGB sowie der weiteren Anlagen beruhen auf den rechtli-
chen und energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen zum Zeit-
punkt des Vertragsschlusses, wie z. B. dem Energiewirtschaftsge-

setz in der Fassung vom 13.07.2005 (EnWG), dem Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz vom 19.03.2002 (KWKG), weiterhin der Strom-
netzzugangs- und der Stromnetzentgeltverordnung jeweils vom 
28.07.2005 (StromNZV, StromNEV), der Anreizregulierungsverord-

nung vom 29.10.2007 (ARegV), der Messzugangsverordnung vom 
17.10.2008 (MessZV), der Verordnung über Vereinbarungen zu ab-
schaltbaren Lasten vom 28.12.2012 (AbLaV) sowie der Niederspan-

nungsanschlussverordnung (NAV) und – soweit relevant – der 
Grundversorgungsverordnung Strom (StromGVV) jeweils vom 
08.11.2006 sowie höchstrichterlicher Rechtsprechung und einschlä-

giger vollziehbarer Entscheidungen der Regulierungsbehörden. Das 
vertragliche Äquivalenzverhältnis kann nach Vertragsschluss durch 
unvorhersehbare Änderungen (z. B. durch Gesetzesänderungen, so-
fern deren konkreter Inhalt nicht bereits – etwa in der Phase zwi-

schen dem Abschluss des förmlichen Gesetzgebungsverfahrens und 
dem Inkrafttreten – absehbar war), die der Netzbetreiber nicht ver-
anlasst und auf die er auch keinen Einfluss hat, in nicht unbedeu-

tendem Maße gestört werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss 
eine im Vertrag und/ oder diesen Bedingungen entstandene Lücke 
nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchführung des Ver-
trages entstehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine Klau-

sel für unwirksam erklärt), die nur durch eine Anpassung oder Er-
gänzung zu beseitigen sind. In solchen Fällen ist der Netzbetreiber 
verpflichtet, den Netznutzungsvertrag Kunde oder diese AGB sowie 

die weiteren Anlagen insoweit anzupassen und/oder zu ergänzen, 
als es die Wiederherstellung des Äquivalenzverhältnisses von Leis-
tung und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener Ver-

tragslücken zur zumutbaren Fort- und Durchführung des Vertrags-
verhältnisses erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher Überlei-
tungsbestimmungen). Anpassungen des Netznutzungsvertrages 
Kunde einschließlich der AGB sowie der weiteren Anlagen werden 

nur wirksam, wenn der Netzbetreiber dem Netznutzer die Anpas-
sung spätestens 6 Wochen vor dem geplanten Wirksamwerden 
schriftlich unter ausdrücklichem Hinweis auf die Anpassungen mit-

teilt. Ist der Netznutzer mit der mitgeteilten Anpassung nicht ein-
verstanden, hat er das Recht, dem Anpassungsverlangen mit einer 
Frist von 4 Wochen ab dem Zugang der Benachrichtigung schriftlich 
zu widersprechen. Hierauf wird der Netznutzer vom Netzbetreiber 

in der Mitteilung gesondert hingewiesen. Widerspricht der Netz-
nutzer der angekündigten Anpassung, werden sich die Parteien un-
verzüglich über eine einvernehmliche Lösung verständigen. 

10.2 Über den vorstehenden Absatz hinausgehende einvernehmliche 
Änderungen und Ergänzungen des Netznutzungsvertrages, dieser 
AGB – einschließlich dieser Klausel – oder der weiteren Anlagen be-
dürfen der Schriftform. 

10.3 Eine Kündigung des Vertrages insbesondere nach § 16 des diesen 
AGB zugrundeliegenden Vertrages bleibt den Parteien vorbehalten. 

10.4 Ziffer 10.1 gilt nicht für eine Anpassung der Preise. Für diese gelten 
ausschließlich die diesbezüglichen Regelungen des Netznutzungs-
vertrages. 

11 Übertragung des Vertrages 

11.1 Jede Vertragspartei ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem 
Vertrag als Gesamtheit auf einen Dritten zu übertragen. Die Über-
tragung wird erst wirksam, wenn die andere Vertragspartei zu-
stimmt. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die andere Vertrags-

partei nicht innerhalb von acht Wochen nach der schriftlichen Mit-
teilung über die Übertragung der Rechte und Pflichten schriftlich 
widerspricht. Auf diese Folge wird sie in der Mitteilung über die 

Übertragung der Rechte und Pflichten gesondert hingewiesen. 

11.2 Der Zustimmung des Netznutzers bedarf es nicht, soweit es sich um 
eine Übertragung der Rechte und Pflichten auf einen Dritten im 
Rahmen einer rechtlichen Entflechtung des Netzbetreibers nach 
den Entflechtungsvorgaben des EnWG handelt. 

12 Gerichtsstand 

Der ausschließliche Gerichtsstand ist der Sitz des Netzbetreibers. 

13 Schlussbestimmungen 

13.1 Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden 
bestehen nicht. 

13.2 Sollten einzelne Bestimmungen des Netznutzungsvertrages Kunde 
einschließlich dieser AGB oder der weiteren Anlagen unwirk-sam o-

der undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Üb-
rigen davon unberührt. 

Stadtwerke Schneeberg GmbH 

Joseph-Haydn-Straße 5 

08289 Schneeberg 


